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Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Umweltschutz

Naturschutz

Das von den Organisationen des Natur- und Heimatschutzes aufgestellte Verzeichnis
schätzenswerter Landschaften und Naturdenkmäler wurde im April dem Bundesrat
überreicht; bevor dieser ein amtliches Inventar in Kraft setzt, werden aber noch die
Stellungnahmen der Kantone und der Eidg. Natur- und Heimatschutzkommission
eingeholt. 1

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 01.04.1968
PETER GILG

Ein Begehren nach mehr Bundesmitteln und nach steuer- und konjunkturpolitischen
Erleichterungen für die Erhaltung von Baudenkmälern und Ortsbildern wurde vom
Bundesrat mit Zurückhaltung aufgenommen; dafür erhielt die ETH Zürich ein Institut für
Denkmalpflege. Der Schweizer Heimatschutz schuf auf Grund eines Legats einen Henri-
Louis-Wakker-Preis für vorbildliche Ortsbildpflege und erkor das Städtchen Stein am
Rhein (SH) als erste Preisträgerin. Einen Ansporn für die Bestrebungen zur Erhaltung
wertvoller Ortsbilder bot der Beschluss des Europarates, 1975 ein Jahr der
Denkmalpflege und des Heimatschutzes durchzuführen. 2

POSTULAT
DATUM: 03.10.1972
PETER GILG

Unter dem Motto «Eine Zukunft für unsere Vergangenheit» wurde bereits im
September das auf 1975 angesetzte «Europäische Jahr für Denkmalpflege und
Heimatschutz» eröffnet. Im Sinne der vom Europarat geförderten neuen Konzeption
des Denkmalschutzes, die nicht das Einzelobjekt in den Vordergrund stellt, sondern
sich für die Erhaltung ganzer Siedlungskomplexe mit Denkmalcharakter einsetzt,
bezeichnete der Bundesrat auf Vorschlag eines vorbereitenden Komitees aus jedem
Sprachgebiet ein Musterbeispiel für die Durchführung von vorbildlichen
Erhaltungsarbeiten: In Martigny (VS) und Murten (FR), zwei sich stark entwickelnden
Gemeinwesen, will man Reste aus der Römerzeit bzw. eine mittelalterliche Stadtanlage
bewahren, in Ardez (Engadin) ein noch lebensfähiges Bergbauerndorf wirtschaftlich und
baulich sanieren und zugleich vom Durchgangsverkehr entlasten und in Corippo (TI)
eine sterbende Bergsiedlung neu beleben. Zahlreiche Kantone und Gemeinden
bereiteten ihrerseits umfangreiche Programme vor. Für die Erhaltung wertvoller
Baudenkmäler setzten sich auch heimatschutzorientierte Gruppen und
Persönlichkeiten ein. So erwuchs dem Projekt einer unterirdischen Zivilschutzstelle mit
Autoeinstellraum im Schloss Regensberg (ZH) Opposition unter Führung von Franz
Weber. Eine Volksinitiative «Rettet Regensberg» kam in der Rekordzeit von fünf
Stunden zustande. Der Zürcher Kantonsrat erklärte sie jedoch wegen verschiedener
Mängel für ungültig, was zur Lancierung eines zweiten Volksbegehrens führte. Das
Schicksal des «schweizerischen Pompeji», der Römerstadt Augusta Raurica (bei
Kaiseraugst/ BL), die durch Überbauungspläne bedroht ist, war Gegenstand einer
Interpellation (Ip. 11772) im Nationalrat. 3

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 17.09.1974
ERNST FRISCHKNECHT

Um den Postulaten des Heimatschutzes für die Erhaltung von wertvollen Gebäuden
und Ortsbildern konsequenter nachkommen zu können, erliessen die Kantone Basel-
Stadt und Genf Heimatschutzgesetze. Diese Gesetze scheinen allerdings F. Weber
zuwenig weit zu gehen, hat er doch gerade diese beiden Grossstädte als erste Objekte
seiner neu gegründeten Vereinigung «Helvetia nostra» ausgewählt: mittels
Verfassungsinitiativen sollen in diesen Städten Abbruchverbote und Sanierungspläne
durchgesetzt werden. Nur durch ein Zufallsmehr erhielt die Regierung von Basel freie
Hand für die mit Argumenten des Heimatschutzes begründete bauliche Sanierung von
40 Altstadthäusern; die opponierende Linke rechtfertigte ihre Haltung mit Bedenken
gegen die Entstehung teurer Luxuswohnungen. Die Basler Stimmbürger sprachen sich
im weiteren nach einer heftigen Kampagne deutlich gegen die Errichtung eines
Grosskaufhauses aus, welche eine massive bauliche Umgestaltung des historischen
Marktplatzes mit sich gebracht hätte. Beim «Schweizer Heimatschutz» bemühte sich
die teilweise erneuerte Verbandsleitung um eine Neudefinition der Zielvorstellungen.
Frische Impulse erhofft man sich von der eingeleiteten Entwicklung in Richtung auf eine
Politik, die sich vermehrt mit der Erhaltung einer lebensfreundlichen Umwelt befasst,

KANTONALE POLITIK
DATUM: 11.12.1976
HANS HIRTER
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wobei die bis anhin betriebenen Denkmalschutzaktivitäten nur noch ein Teilgebiet
unter anderen wären. 4

Die Vertreter der Idee des Heimatschutzes hatten sich im Berichtsjahr an
verschiedenen Orten für die Erhaltung schätzenswerter Bauten aus dem vorigen
Jahrhundert einzusetzen. Am stärksten gefährdet ist die historische Bausubstanz in
den Städten Genf und Basel; allerdings gelang es den Genfer Stimmbürgern, den
Abbruch des in städtischem Besitz befindlichen Hotels Métropole zu verhindern.
Weniger erfolgreich verlief der Kampf gegen die Zerstörung des bauhistorisch
bedeutenden Geschäftshauses der Helvetia-Versicherung in St. Gallen; nach langen
Auseinandersetzungen erhielt die Kantonalbank die Abbruchbewilligung. 5

BERICHT
DATUM: 31.12.1977
HANS HIRTER

Une initiative populaire lancée par le PS bernois désirait que le canton garantisse la
sauvegarde du site naturel et l'accès du public aux rives des lacs et des cours d'eau.
Dans le canton de Schaffhouse, les milieux intéressés par la protection de la nature
avaient lancé une initiative pour la protection du plateau de Randen. Ce projet visait
une interdiction générale de circuler. Au lendemain d'une campagne électorale intense,
cette initiative a été très nettement rejetée en votation par une majorité des deux tiers.
Le contre-projet présenté par le gouvernement et qui prévoyait une interdiction de
circuler le dimanche seulement, avait déjà échoué au parlement cantonal. En revanche,
le Grand Conseil bâlois a prouvé que l'on pouvait même protéger la nature dans les
villes, en adoptant une loi sur le maintien et le développement du nombre d'arbres. Elle
prévoit avant tout de soumettre à autorisation l'abattage des arbres et de soutenir de
nouvelles plantations par des subventions. Ce que les représentants du peuple bâlois
ont considéré comme juste en ce qui concerne la protection des arbres, ils l'ont aussi
estimé convenable pour ce qui est de la sauvegarde des bâtiments dignes de
protection. La preuve en est une loi sur la protection des monuments, adoptée contre
l'avis du gouvernement, et qui donne au canton la compétence d'intervenir d'une
manière aussi variée qu'étendue dans ce domaine. 6

KANTONALE POLITIK
DATUM: 29.12.1980
FRANÇOIS DA POZZO

Für die Belangen des Natur- und Heimatschutzes ist die Bestandesaufnahme
schützenswerter Landschaften und Siedlungen von nicht zu unterschätzender
Bedeutung. Zu dem bereits bestehenden Bundesinventar der Landschaften und
Naturdenkmäler kam im Berichtsjahr eine erste Serie erhaltenswerter Ortsbilder.
Diese Inventare bewirken zwar keinen absoluten Schutz vor Veränderung oder
Zerstörung, sie verpflichten die Behörden aber bei Vorhaben, welche mit finanzieller
Unterstützung des Bundes gebaut werden, zu besonderer Rücksichtnahme.

Nicht allein um die Konservierung von Gebäuden und Siedlungen ging es bei der
europäischen Kampagne für die Stadterneuerung. Mit Ausstellungen und Diskussionen
wollten die Initianten zudem das Interesse an der Förderung der Lebensqualität und
der Wohnlichkeit der Städte wecken. 7

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 01.10.1981
HANS HIRTER

Das Inventar schützenswerter Ortsbilder (ISOS) konnte um eine dritte Serie erweitert
werden. Damit steht dieses Planungsinstrument zur Förderung der Ortsbildpflege nun
für die Hälfte der Kantone zur Verfügung. 8

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 01.01.1986
KATRIN HOLENSTEIN

Mit der Vorbereitung einer 4. Serie wurde das Inventar schützenswerter Ortsbilder der
Schweiz (ISOS) fortgesetzt. Ferner begannen verschiedene Kantone mit der
Inventarisierung der historischen Verkehrswege. Der Ständerat überwies eine Motion
Zumbühl(cvp, NW), die vom Bund eine Neuregelung der umstrittenen
Subventionspraxis im Denkmalschutz sowie den Abbau des Pendenzenberges hängiger
Beitragsgesuche verlangt. Der Bundesrat sicherte entsprechende Massnahmen zu und
kündigte eine Revision des Denkmalschutzgesetzes an. Dabei soll auch die Rolle des
Bundes in der Denkmalpflege neu definiert werden. 9

MOTION
DATUM: 31.12.1986
KATRIN HOLENSTEIN
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Der Bundesrat stimmte der Aufnahme einer vierten Serie von Objekten in das Inventar
schützenswerter Ortsbilder der Schweiz (ISOS) zu. Neu erfasst wurden der Kanton
Thurgau sowie Teile des Kantons Bern. 10

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 01.04.1987
KATRIN HOLENSTEIN

Seit Jahren befindet sich die eidgenössische Denkmalpflege, welche im Berichtsjahr ihr
100-jähriges Bestehen feiern konnte, in einer schweren Finanznot. Um die unhaltbare
Situation bei der Subventionierungspraxis zu lösen, überwies nun auch der Nationalrat
oppositionslos eine Motion des Ständerates (Zumbühl, cvp, NW) sowie eine
gleichlautende des Bündner Christlichdemokraten Columberg (Mo. 86.961). Darin
verlangt das Parlament die rasche Auszahlung längst fälliger Subventionsbeiträge sowie
ein Finanzierungssystem, das es dem Bund ab 1989 erlauben soll, seinen rechtlichen
Verpflichtungen auf dem Gebiet der Denkmalpflege ohne zeitliche Verzögerung
nachzukommen und die umstrittene Drinßlichkeitsordnung von 1978 aufzuheben.

Siehe auch das von NR Fischer (cvp, LU) eingereichte Postulat betreffend Lockerung der
Dringlichkeitsordnung im Hinblick auf die Zentenarfeier 1991 (Bundesbeiträge an die
Restaurierung von Baudenkmälern in der Zentralschweiz) (Po. 87.919). 11

MOTION
DATUM: 09.10.1987
KATRIN HOLENSTEIN

Das Inventar der schützenswerten Ortsbilder der Schweiz (ISOS) wurde um eine fünfte
Serie ergänzt. Neu erfasst wurden Ortschaften aus den Kantonen Solothurn und Aargau
sowie der bündnerischen Surselva. Damit steht das ISOS als Planungsinstrument nun für
gut die Hälfte der Kantone zur Verfügung. 12

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 01.06.1988
KATRIN HOLENSTEIN

Bei der eidgenössischen Denkmalpflege konnte der beträchtliche Überhang an
unerledigten Subventionsgesuchen weiter abgebaut werden. Der Bundesrat bekräftigte
sein Ziel, die vom Parlament immer wieder kritisierte Dringlichkeitsordnung auf Ende
1989 aufzuheben. Der Entwurf für neue rechtliche Grundlagen im Bereich der
Denkmalpflege ist nach gründlichen Diskussionen nunmehr vernehmlassungsreif. 13

POSTULAT
DATUM: 31.12.1988
KATRIN HOLENSTEIN

Durch die Teilrevision der im Februar in Kraft gesetzten Verordnung über die
Förderung der Denkmalpflege wurde das Bundesamt für Kultur – analog zum Bereich
Heimatschutz – als Fachstelle für die Denkmalpflege bezeichnet. Der Bundesrat wird
auch ermächtigt, eine 15köpfige eidgenössische Kommission für Denkmalpflege als
beratendes Fachorgan zu ernennen. 14

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 15.01.1993
MATTHIAS RINDERKNECHT

Weil das Budget von CHF 11 Mio. für Subventionen im Bereich des Heimatschutzes sehr
rasch ausgeschöpft war, musste das EDI eine Prioritätenordnung festlegen, wonach
zuerst die privaten Gesuche berücksichtigt werden, die Gesuche der
öffentlichrechtlichen Körperschaften jedoch nur noch in zweiter und diejenigen der
finanzstarken Kantonen sowie für kirchliche Bauten, für die Gestaltung von Plätzen und
Gassen, für die Erhaltung von Brücken und mobilen Kulturgütern sogar nur in dritter
Priorität behandelt werden. 15

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 07.07.1993
MATTHIAS RINDERKNECHT

Dans le cadre des réflexions menées sur la nouvelle péréquation financière, le groupe
de travail chargé de plancher sur la conservation des monuments historiques et la
protection du patrimoine culturel a émis une proposition en vertu de laquelle ce
domaine pourrait à terme être placé sous la seule responsabilité des cantons. Ce
désenchevêtrement des compétences - qui permettrait à la Confédération
d'économiser quelque CHF 34 millions par année - a cependant été vivement rejeté,
tant par les conservateurs cantonaux que par l'Office fédéral de la culture. 16

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 11.11.1997
LIONEL EPERON
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A la fin mai, la Ceate du Conseil national a publié son rapport concernant l'initiative
parlementaire susmentionnée. Par 15 voix contre 7 et 1 abstention, la commission a
proposé d'approuver le projet d'arrêté fédéral visant à proroger de dix ans l'arrêté
fédéral du 3 mai 1991, et par 16 voix contre 8 d'approuver le projet d'arrêté fédéral
instituant un fonds pour la sauvegarde et la gestion de paysages ruraux traditionnels
d'un montant de CHF 50 millions. Dans son rapport, la Ceate explique que le principe
de l'incitation financière a été introduit par le Fonds suisse pour le paysage (FSP). Ce
principe, destiné à des mesures volontaires de mise en valeur de paysages, de
monuments naturels ou culturels, a fait ses preuves depuis la création du fonds. De
plus, la commission souligne que l'action du FSP a permis d'engendrer des effets de
synergie entre différents domaines, permettant d'optimiser ou même de réduire les
frais pour les projets de grande envergure.

BERICHT
DATUM: 29.05.1998
LAURE DUPRAZ

Le Conseil fédéral adopte la révision de l'Inventaire fédéral des paysages, sites et
monuments naturels d’importance nationale (IFP) et de l'ordonnance (OIFP) s’y
rapportant. Les recommandations de la Commission de gestion du Conseil national
(CdG-CN) y sont concrétisées. Désormais, les 162 objets sont décrits de manière
approfondie et les raisons de leur importance nationale, ainsi que les objectifs de
protection spécifique y sont précisés. La sécurité dans l’application du droit et lors de
la planification, l'efficacité, et les bases pour l'évaluation des projets touchant les
objets IFP sont renforcées. De plus, la pesée des intérêts et les procédures
d’autorisation sont facilitées et accélérées. Les modifications entreront en vigueur le
1er juin 2017.
Lors de la consultation, la version adoptée par le Conseil fédérale a reçu des échos
favorables. Dans l'ordonnance, la garantie du maintien et de l’utilisation des bâtiments
et des installations existantes dans les objets de l’IFP ont été soutenues. Les cantons
profiteront d'une aide à la mise en œuvre de l'inventaire. 17

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 29.03.2017
DIANE PORCELLANA

Bildung, Kultur und Medien

Kultur, Sprache, Kirchen

Kulturpolitik

Im Bereich der Kulturpolitik legte der Bundesrat einen Gesetzesentwurf über den
Schutz der Kulturgüter bei bewaffneten Konflikten vor (BRG 9412), dessen Inhalt
einem internationalen Abkommen entsprach, dem die Schweiz 1962 beigetreten war
und das bereits in mehr als 50 Staaten in Kraft getreten ist. Es wurden namentlich die
Herstellung von Sicherheitsdokumenten für Rekonstruktion oder Überlieferung,
bauliche Schutzmassnahmen, die Errichtung von Schutzräumen, die Einführung des
internationalen Kulturgüterschildes zur Kennzeichnung geschützter Objekte sowie
Bundesbeiträge an die mit der Durchführung beauftragten Kantone vorgesehen. In der
parlamentarischen Behandlung erntete eine Ausnahmeklausel für Fälle militärischer
Notwendigkeit Kritik; sie wurde aber wegen ihrer Übereinstimmung mit dem
Abkommenstext akzeptiert. Von dem neuen Gesetz wurden auch günstige Auswirkungen
auf den Kulturgüterschutz in Friedenszeiten erwartet.

Gleichfalls von internationaler Bedeutung war die Annahme eines Vermächtnisses des
italienischen Kunstsammlers Ugo Bardini, das der Schweiz Kunstgegenstände und
Liegenschaften in Florenz übertrug, zugleich aber auch die Verpflichtung, in dieser
Stadt ein kulturelles Institut zu schaffen. Bundesrat Tschudi betonte anderseits in
einer Rede, dass die Kulturpolitik ein «Réduit des Föderalismus» bilde, und
befürwortete eine Zusammenarbeit von Gemeinden, Kantonen und Bund. Er sprach
sich dabei auch für eine Unterstützung der Avantgardisten aus; in Beantwortung einer
Kleinen Anfrage NR Steiner (BGB, AG) rechtfertigte der Bundesrat offiziell die
Unterstützung des nichtgegenständlichen Kunstschaffens. Private Kreise errichteten
eine Schweizerische Stiftung für Literatur, Musik und bildende Kunst, die als
staatsfreies Gegenstück zum Nationalfonds zur Förderung der wissenschaftlichen
Forschung (SNF) bezeichnet wurde. Unter Betonung staatspolitischer Gesichtspunkte
wurde dagegen von der Filmwirtschaft an einem Bundesbeitrag für die Weiterführung
der Schweizerischen Filmwochenschau festgehalten, als die Kommission Stocker unter
Hinweis auf die Entwicklung des Fernsehens eine Streichung dieser Subvention
empfahl. Sowohl staats- wie kulturpolitische Bedeutung besitzt auch die in Gang
gekommene Diskussion über eine zeitgemässere Gestaltung der Bundesfeier, wozu die

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 23.06.1966
PETER GILG
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Gemeinde Thalwil (ZH) ein anregendes Beispiel lieferte. 18

Ein ständiger Streitpunkt bildet in den Städten auch die Verteilung der Zuwendungen
an die sogenannte «etablierte» und die «alternative» Kultur. So entspann sich etwa in
Basel ein Streit um die zukünftige Verwendung des alten Stadtgärtnereiareals, das
entweder als Volkspark hergerichtet oder aber einem alternativen Kulturzentrum Platz
bieten soll. In Bern wurde die ehemalige Dampfzentrale für einen zweijährigen Versuch
einer kulturellen Nutzung geöffnet, doch die Auseinandersetzungen um das Schicksal
der städtischen Reitschule hielten an. Deren Abbruch forderte eine Initiative der NA,
deren Schutz ein Gutachten der Denkmalpflege-Kommission und deren Nutzung die
«Interessengemeinschaft Kulturraum Reitschule» (IKUR). Die Hitzigkeit dieser
kulturpolitischen Diskussion nahm mit der gewaltsamen polizeilichen Räumung des
Hüttendorfes «Zaffaraya» noch zu, doch wurden mit der provisorischen Öffnung der
Reithalle über die Weihnachtstage auch wieder Ansätze zu versöhnlicheren Positionen
sichtbar.

Zeichen für eine allmähliche Etablierung der alternativen Kultur waren dagegen
andernorts auszumachen. Die Stadt Genf sprach einen Kredit von CHF 4.3 Mio. für die
Errichtung eines alternativen Kulturzentrums, und mit einer grossen Mehrheit
bestätigten die Zürcher Stimmbürgerinnen und -bürger in einer Volksabstimmung den
vom städtischen Parlament gesprochenen Umbau- und Betriebskredit für die Rote
Fabrik. Gleichzeitig wurde damit auch einem Trägerschaftsmodell zugestimmt, das dem
seit den Jugendunruhen von 1981 bestehenden Versuchsbetrieb eine dauerhafte
rechtliche Grundlage verlieh, deren grosse kultur- und gesellschaftspolitische
Bedeutung von Vertretern aller grossen Parteien im Vorfeld der Abstimmung immer
wieder betont worden war. 19

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 30.12.1987
LUZIUS MEYER

In Bern wurden 1988 grundsätzliche Entscheide um die Zukunft der ehemaligen
Reitschule noch nicht gefällt, doch entspannte sich die Lage nach der Öffnung des
Gebäudes Ende 1987 merklich. Aufgrund zweier denkmalpflegerischer Gutachten
erteilte der Regierungsstatthalter die vom Gemeinderat (Exekutive) beantragte
Abbruchbewilligung nicht, worauf letzterer den Entscheid an die kantonale
Baudirektion weiterzog und den Abstimmungstermin für die NA-Initiative, welche an
der Stelle der Reitschule die Errichtung einer Turnhalle verlangt, verschob. Die von der
POCH wegen Ungültigkeit eingereichte Beschwerde gegen die Initiative wurde in der
Zwischenzeit – bis zum Vorliegen des Entscheides über die Abbruchbewilligung –
sistiert. Inzwischen nahm jedoch die Baugruppe des Benützervereins die Sanierung des
Daches an die Hand, und nachdem sich zudem eine nicht direkt beteiligte
Interessengemeinschaft für eine sanfte Renovation der Gebäude und für deren Nutzung
für die Jugend und die Kultur einzusetzen begann, erschien auch ein
Stimmungswechsel im Stadtrat nicht mehr ausgeschlossen. 20

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 31.12.1988
LUZIUS MEYER

Der Ständerat überwies ein Postulat Cottier (cvp, FR), das den Bundesrat ersucht,
Massnahmen zum Schutz von Kulturgütern vor allem baulicher Art, die durch den
zunehmenden Schadstoffgehalt der Atmosphäre gefährdet sind, zu prüfen. In seiner
Stellungnahme verwies Bundespräsident Cotti auf die Arbeiten des Nationalen
Forschungsprogramms (NFP) 16 ("Methoden zur Erhaltung von Kulturgütern") und auf
die internationalen Bestrebungen in diesem Bereich und versprach, das finanzielle
Engagement des Bundes im Kulturgüterschutz substantiell zu erhöhen. In Beantwortung
einer Interpellation Nabholz (fdp, ZH) unterstrich er, dass das dem Natur- und
Heimatschutzgesetz zugrundeliegende Subsidiaritätsprinzip ihm nur eine sehr
zurückhaltende Eingriffspolitik erlaube. 21

POSTULAT
DATUM: 23.01.1991
MARIANNE BENTELI

Bund, Kantone und Gemeinden spielen in der Kulturförderung nach wie vor die
Hauptrolle, doch wird rund jeder sechste Franken von Unternehmen und Stiftungen
beigesteuert. Dies ging aus der ersten Erhebung über die private Kulturförderung
hervor, die das Bundesamt für Kultur (BAK) und das Bundesamt für Statistik (BFS) Ende
Sommer gemeinsam veröffentlichten.

1989 erreichten die öffentlichen Kulturausgaben 1,52 Mia Fr., rund 225 Fr. pro Kopf der
Bevölkerung. Die Kantone wendeten 574 Mio auf, und der Bund schoss 143 Mio Fr. zu.

BERICHT
DATUM: 18.06.1992
MARIANNE BENTELI
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Der Anteil der Kulturförderung betrug bei den Gemeindeausgaben 3,5%, bei den
Kantonen 2,1% und beim Bund 0,5%. Demgegenüber wendete die Privatwirtschaft 1991
250 bis 300 Mio Fr. für kulturelle Zwecke auf, wobei Grossverteiler, Banken und
Versicherungen eine zentrale Rolle spielten; Stiftungen steuerten weitere 60 Mio bei. 

Bei den öffentlichen Kulturausgaben zeigte sich, dass die Gemeinden mit 53% die
Hauptlast tragen. Allein die Hälfte davon ging auf das Konto der Städte Basel, Bern,
Genf, Lausanne und Zürich, die für den Betrieb der grossen Museen, Theater,
Konzerthäuser und Orchester verantwortlich sind. Pro Kopf der Bevölkerung wurden
die folgenden kumulierten Beträge für Gemeinde- und Kantonsausgaben ermittelt:
Basel-Stadt 711 Fr., Genf 506, Zug 302, Waadt 238, Zürich 218, Bern 149. Die geringsten
Kulturausgaben pro Kopf wiesen Appenzell-Innerrhoden (33 Fr.), Uri (39), Jura (71) und
Appenzell-Ausserrhoden (77) auf.

Gemäss den Autoren der Studie spiegeln die Ergebnisse das in der Schweiz bewährte
"Prinzip der doppelten Subsidiarität" wieder: Einerseits übernimmt die öffentliche
Hand jene Aufgaben, welche die privaten Kräfte übersteigen; andererseits stehen im
öffentlichen Bereich die Gemeinden im Zentrum, Kantone und Bund springen nur bei
übergreifenden Aufgaben ein. Als besonders typisches Beispiel dieser Aufgabenteilung
wurde die Denkmalpflege genannt. 22

Am 1. Juni traten das neue Kulturgütertransfergesetz und die dazugehörige
Verordnung in Kraft, welche die Unesco-Konvention von 1970 zum weltweiten Schutz
des Kulturerbes in schweizerisches Recht umsetzen. In der Verordnung war der
Bundesrat den Sammler-, Kunsthandels- und Wirtschaftsverbänden sowie der SVP
entgegen gekommen, indem er den Handel von Kulturgütern im Wert von unter CHF
5'000 von der Sorgfaltspflicht befreit hatte. Diese Ausnahme gilt jedoch nicht für
archäologische und paläontologische Objekte – also für antike und aussereuropäische
traditionelle Kunst, sakrale Gegenstände, Fossilien und Teile von geschichtlichen
Denkmälern. 23

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 01.06.2005
MAGDALENA BERNATH

Zum Europäischen Tag des Denkmals, der sich im Berichtsjahr zum 20. Mal jährte,
präsentierte das BAK eine Publikation mit zwischen 2008 und 2011 unterstützten
Schweizer Bau- und Bodendenkmälern. Insgesamt wurden in diesen vier Jahren 481
Gebäude und archäologische Massnahmen mit CHF 65,7 Mio. unterstützt. Die globalen
Unterstützungsbeiträge durch den Bund erfolgen in dieser Form seit der Neugestaltung
des Finanzausgleichs im Jahre 2008. 24

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 27.08.2013
MARLÈNE GERBER

Heimatschutz und Denkmalpflege

Eine vom BAK, der Eidg. Kommission für Denkmalpflege und der Nationalen
Informationsstelle für Kulturgütererhaltung (Nike) in Auftrag gegebene Studie stellte den
Handlungsbedarf auf dem Gebiet der Denkmalpflege und der Kulturgütererhaltung dar
und lieferte wichtiges Grundlagenmaterial, insbesondere zum Spannungsverhältnis
zwischen privatem Besitz und öffentlichem Interesse. Die Autoren schlugen unter
anderem vor, inskünftig vermehrt mit steuerlichen Anreizen zu arbeiten, die dank ihrer
sofortigen und kalkulierbaren Wirkung in stärkerem Mass Investitionen zur Erhaltung
von Baudekmälern auszulösen vermöchten als Subventionen. Die Studie stellte zudem
fest, die Tourismusbranche profitiere in beträchtlichem Ausmass von der historischen
Bausubstanz, leiste aber selber keinen Beitrag an deren Unterhalt. Bei der Beschaffung
der finanziellen Mittel müssten deshalb in Zukunft vermehrt auch die Hotellerie und die
vom Tages-Tourismus profitierenden Betriebe nach dem Nutzniesser-Prinzip zur Kasse
gebeten werden. 25

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 18.03.1994
MARIANNE BENTELI
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Medien

Radio und Fernsehen

Ende 2008 war Sendeschluss für den legendären Mittelwelle-Landessender
„Beromünster“. Das Programm DRS Musikwelle, welches bisher noch über Mittelwelle
verbreitet wurde, kann nur noch über Digitalradio, Satellit oder Kabel empfangen
werden. Was mit dem Sendeturm passieren wird, ist noch unklar, die Eidgenössische
Kommission für Denkmalpflege stuft die Anlage als Denkmal von nationaler Bedeutung
ein, dies bezüglich der Technik- und Sozialgeschichte. 26

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 13.10.2008
ANDREA MOSIMANN
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